
 

 

 

 
Lörrach, im November 2013 

 
 

 
Mandantenrundschreiben „Gemeinnützige Organisationen“ im IV. Quartal 2013 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante 

Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass 

bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. 

Bitte lesen Sie im Einzelnen: 

 

Inhalt 

  

1. Demnächst Organschaft auch für Personengesellschaften? 

2. Keine Bescheidänderung trotz nachträglicher Erteilung einer Spendenbescheinigung 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

WEKO 

 

 

 

 

gez.                                          gez.                            gez.    gez. 

Markus Welte Susanne Schneider    i.V. Matthias Koch i.V. Andreas Kundlacz 

Steuerberater Steuerberaterin           Steuerberater   Steuerberater 

Wirtschaftsprüfer 

 

 

 
 



 

 
 

 

 

1. Demnächst Organschaft auch für Personengesellschaften? 

Kernaussage 

Ist eine juristische Person finanziell, wirtschaftlich und organisatorisch in ein anderes 

Unternehmen eingegliedert, so liegt eine Organschaft vor. Das eingegliederte Unternehmen 

(Organgesellschaft) verliert umsatzsteuerlich seine Selbstständigkeit. Der Organträger tritt dafür 

in die Stellung der Organgesellschaft ein. Aufgrund der obigen Definition können 

Personengesellschaften nach dem Umsatzsteuergesetz (UStG) zwar Organträger sein, nicht 

jedoch Organgesellschaft. 

Sachverhalt 

Eine bisher als Organgesellschaft anerkannte GmbH wurde in eine GmbH & Co. KG 

umgewandelt. Das Finanzamt verlangte daraufhin Umsatzsteuer auf die Umsätze der Klägerin an 

die GmbH & Co. KG, die bis zur Umwandlung nicht steuerbare Innenleistungen darstellten. 

Hierdurch ergab sich eine Mehrbelastung für den bisherigen Organkreis, da die GmbH & Co. KG 

ein Altenheim betrieb und nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt war. Der Kläger wehrte sich 

gegen die Festsetzung mit dem Argument, dass die im UStG enthaltene Beschränkung der 

Organschaft auf Kapitalgesellschaften als mögliche Organgesellschaften gegen den in der 

Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) verankerten Grundsatz der Rechtsformneutralität 

verstoße. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht München folgt der Argumentation des Klägers. Demnach stellt es die 

Mehrwertsteuersystemrichtlinie den Mitgliedstaaten zwar frei, ob sie vom Instrument der 

Organschaft Gebrauch machen, dies rechtfertige jedoch nicht, dieses Instrument auf juristische 

Personen als Organgesellschaften zu beschränken. 

Konsequenz 

Immer wieder bietet die Umsatzsteuer Urteile, die die bisherige Praxis in Frage stellen bzw. über 

den Haufen werfen; dieses ist ein Solches. Auch wenn zu erwarten ist, dass die Finanzverwaltung 

das Urteil nicht akzeptieren wird und das Verfahren voraussichtlich erst mit einer Entscheidung 

des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) ein Ende finden wird, müssen sich 

Personengesellschaften, die – abgesehen von der Rechtsform – als Organgesellschaften zu 

qualifizieren wären, mit dem Urteil auseinandersetzen. Dabei kann das Urteil je nach 

Fallkonstellation vor- oder nachteilig sein. Vorteile können sich, wie im Fall, ergeben, wenn die 

Gesellschaft nicht in vollem Umfang zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. Nachteile ergeben sich z. 

B. durch die Ausdehnung der Haftung der Organgesellschaften auf die Umsatzsteuer des 

Organträgers. Bietet das Urteil Vorteile, müssen die Veranlagungen offen gehalten werden. Ist 

das Urteil dagegen nachteilig, so besteht kein akuter Handlungsbedarf, die weitere 

Rechtsentwicklung ist aber zu beobachten. 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
 

 

2. Keine Bescheidänderung trotz nachträglicher Erteilung einer Spendenbescheinigung 

Kernaussage 

Ein bestandskräftiger Bescheid für das Jahr 2004 kann nicht aufgrund einer 

Spendenbescheinigung geändert werden, die erst nach Erlass des Bescheids im Jahr 2008 

ausgestellt wurde. 

Sachverhalt 

Die Klägerin machte in ihrer Einkommensteuererklärung 2004 Spenden geltend. Da die 

Höchstbeträge für den Spendenabzug überschritten wurden, erließ das Finanzamt einen 

Bescheid über die gesonderte Feststellung des Großspendenvortrags, der bestandskräftig wurde. 

Später reichte die Klägerin im Jahr 2008 für 2004 erteilte Spendenbescheinigungen ein. Das 

Finanzamt verweigerte eine Änderung. Hiergegen klagte die Klägerin vor dem Finanzgericht. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage ab, lies aber die Revision zum Bundesfinanzhof (BFH) zu. Der 

Feststellungsbescheid über den Großspendenvortrag konnte nicht wegen neuer Tatsachen oder 

Beweismittel (§ 173 AO) geändert werden. Denn bei der nachträglichen Spendenbescheinigung 

handelt es sich nicht um ein nachträglich bekannt gewordenes Beweismittel, da es ursprünglich 

noch gar nicht vorlag. Die nachträglich bekannt gewordene Tatsache der Zahlung genügt nicht 

allein für eine Korrektur nach der betreffenden Vorschrift der Abgabenordnung (AO), da eine 

Spendenbescheinigung für eine niedrigere Steuer hinzukommen muss, die jedoch ursprünglich 

nicht vorlag. Eine Änderung wegen sonstiger Ereignisse (§ 175 AO) schied ebenfalls aus, da 

diese Vorschrift ausdrücklich normiert, dass die nachträgliche Erteilung oder Vorlage einer 

Bescheinigung oder Bestätigung nicht als rückwirkendes Ereignis gilt. Nach Auffassung des 

Finanzgerichts verstößt diese Norm auch nicht gegen Europarecht. In der Entscheidung "Meilicke 

II" hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) zum Effektivitätsgrundsatz ausgeführt, dass ein 

europarechtlicher Verstoß vorliegt, wenn eine nationale Regelung rückwirkend und ohne 

Übergangsregelung die Durchsetzung europarechtlicher geschützter Werte verwehrt. Dies war 

hier nicht der Fall, da die Neuregelung des § 175 Abs. 2 Satz 2 AO bei Abgabe der 

Steuererklärung schon bekannt war. Im Übrigen lag auch ein reiner Inlandssachverhalt vor, den 

das Unionsrecht nicht betraf. 

Konsequenz 

Nach der Abgabenordnung ist bei der Korrektur von Steuerbescheiden die Einordnung (neue 

Tatsachen/Beweismittel bzw. rückwirkende Ereignisse) entscheidend. Ausdrücklich geregelt wird, 

dass mit nachträglichen Bescheinigungen, auch wenn es sich um rückwirkende Ereignisse 

handelt, keine Änderung herbeigeführt werden kann. 

 

 

Weiterführende Hinweise: 

 

1. Porto, durchlaufender Posten oder Entgelt? 

OFD Niedersachsen, Verfügung v. 24.7.2013, S 7200 – 280 – St 182. 

2. Demnächst Organschaft auch für Personengesellschaften? 

FG München, Urteil v. 13.3.2013, 3 K 235/10. 

3. Keine Bescheidänderung trotz nachträglicher Erteilung einer Spendenbescheinigung 

FG Münster, Urteil v. 18.7.2013, 13 K 4515/10 F. 
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